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Wirtschaft, Politik und Freiheit 
Das Freiburger Erbe 
 
Wer sich heutzutage mit dem Freiburger Erbe beschäftigt, hat einen besonderen 
Grund, darauf hinzuweisen, daß dieses Erbe mit den Erfahrungen zusammen-
hängt, die wir im vorigen Jahrhundert mit den totalitären Entwicklungen auf dem 
europäischen Kontinent gemacht haben. Die Freiburger Schule hat nämlich schon 
in den 30er Jahren des vorigen Jahrhunderts ein Erkenntnisprogramm in Angriff 
genommen, das unter anderem darauf abzielte, die Ursachen derartiger Entwick-
lungen zu eruieren und uns instand zu setzen, durch geeignete institutionelle Re-
gelungen Tendenzen in dieser Richtung wirksam zu bekämpfen
1. Und die Ergeb-
nisse dieser Forschungen sind für die Bundesrepublik von besonderer Bedeutung 
gewesen. 
Es gibt ein interessantes Buch zur neueren deutschen Geschichte, in dem die 
Wirkungsgeschichte der „Frankfurter Schule“ analysiert wird. In ihm wird „die 
intellektuelle Gründung der Bundesrepublik“ als das Werk dieser Schule charak-
terisiert.
2 Ich möchte hier nicht darauf eingehen, inwieweit diese These berechtigt 
ist.
3 Sie bezieht sich natürlich nicht auf die Gestaltung unserer sozialen Ordnung, 
sondern auf bestimmte Aspekte der kulturellen Entwicklung, die in ihrem Rah-
men stattgefunden hat und die ich hier nicht kommentieren möchte. Nur soviel 
möchte ich sagen, daß dieser Einfluß uns vieles beschert hat, was mit dem Geist 
der Freiburger Schule unvereinbar ist.  
Was die institutionelle Gründung der Bundesrepublik angeht, so kann man je-
denfalls mit einigem Recht davon sprechen, daß sie in wesentlicher Hinsicht dem 
Einfluß der „Freiburger Schule“ zu verdanken ist.
4 Das bedeutet natürlich kei-
neswegs, daß diese Schule sich dabei in vollem Umfange durchgesetzt und daß 
die spätere deutsche Entwicklung den ordnungspolitischen Ideen dieser Schule 
entsprochen hätte.  
Ich kann mich noch gut an die Zeit erinnern, in der die Ideen der Freiburger 
Schule nicht nur die wissenschaftliche Diskussion im deutschen Sprachbereich, 
                                                 
1 Vgl. Böhm (1957). 
2 Vgl. Albrecht u.a. (1999). 
3 Vgl. Albert (2002). 
4 Die „Frankfurter Schule“ ist erst mehr als fünfzig Jahre später, in den 90er Jahren des vori-
gen Jahrhunderts, bei Problemen angelangt, um deren Lösung sich die Mitglieder der „Freiburger 
Schule“ seit dem Beginn der 30er Jahre bemüht haben. Und ihre Beiträge dazu sind höchst pro-
blematisch.  2
sondern auch die öffentliche Diskussion um die Gestaltung unserer sozialen Ord-
nung geprägt haben, die dann zur heutigen Verfassung der Bundesrepublik ge-
führt hat. Vor allem Walter Eucken und Franz Böhm waren an dieser Diskussion 
beteiligt.
5 Ich selbst hatte damals aus methodologischen Gründen starke Zweifel 
an den theoretischen Grundlagen der Freiburger Schule und habe die Vorzüge ih-
res Ansatzes erst später erkannt. 
Wenn ich heute auf die damalige Situation zurückblicke, dann muß ich fest-
stellen, daß sogar Walter Euckens Buch „Die Grundlagen der Nationalökono-
mie“
6, das ich damals kritisiert habe, einen großen Vorzug gegenüber anderen 
deutschen Lehrbüchern hatte
7: Im Gegensatz zu diesen, in denen man mit einem 
analytischen Instrumentarium bekannt gemacht wurde, über dessen Bedeutung 
man keine Klarheit bekam, zielte Euckens Buch auf die Lösung von Sachproble-
men ab und machte deutlich, um welche Probleme es geht. Mit der Frage nach 
der Lenkung des „arbeitsteiligen Gesamtzusammenhangs“ der Wirtschaft
8 stellte 
Eucken als zentrales Problem seiner Untersuchung ein Problem der sozialen 
Steuerung heraus, das seit den Klassikern für die ökonomische Tradition charak-
teristisch ist. Er betonte mit Recht die Strukturabhängigkeit wirtschaftlicher Pro-
zesse und wies in diesem Zusammenhang auf die Bedeutung institutioneller Vor-
kehrungen für sie und für die sich aus ihnen ergebende Versorgung der 
betreffenden Gesellschaft mit Gütern aller Art hin. Wenn er in diesem Zusam-
menhang von „Ordnungen“ sprach, dann waren damit die für die betreffenden 
Prozesse wirksamen institutionellen Rahmen gemeint. Man darf Walter Eucken 
als Vertreter eines theoretischen Institutionalismus betrachten, dessen Denken im 
Gegensatz zum neoklassischen Formalismus und zum Historismus der deutschen 
Tradition stand.
9 
Was die von ihm sogenannte „große Antinomie“ von Theorie und Geschichte 
angeht, so suchte er meines Erachtens ihre Lösung in der richtigen Richtung.
10 
Auch die Unterscheidung zwischen „Wahrheit“ und „Aktualität“ von Theorien, 
                                                 
5 Später war Alfred Müller-Armack, der 1950 Ordinarius für wirtschaftliche Staatswissen-
schaften an der Universität Köln wurde, unter Erhard im Bundeswirtschaftsministerium als 
Staatssekretär tätig. Als Assistent erlebte ich die Diskussion zwischen Müller-Armack, der die 
Konzeption der sozialen Marktwirtschaft vertrat, und meinem Chef Gerhard Weisser, einem Ver-
treter des freiheitlichen Sozialismus, der auch mit Böhm und Nell-Breuning über ordnungspoliti-
sche Fragen diskutierte. 
6 Vgl. Eucken (1947). 
7 Vgl. dazu den Abschnitt „Walter Eucken, die große Antinomie und das Denken in Model-
len“, in Albert (1998: 137–142). 
8 Vgl. Eucken (1947: 5 ff.). 
9 Vgl. dazu Vanberg (2001), wo diese Schule, die von Eucken, Böhm und Großmann-Doerth 
gegründet wurde, darüber hinaus mit Recht als Vorläuferin der konstitutionellen Ökonomik dar-
gestellt wird. 
10 Vgl. dazu Wilhelm Meyer (2002: Kap.12 „Das Erkenntnisprogramm Walter Euckens: Hi-
storische Einbettung und allgemeine Theorien“), wo dieses Problem als eines der wichtigsten me-
thodologischen Probleme der theoretischen Sozialwissenschaft charakterisiert wird. Soweit ich 
sehe, ist die Meyersche Analyse eine der gründlichsten kritischen und gleichzeitig verständnisvol-
len Untersuchungen des Euckenschen Denkens.  3
die er dabei einführte, ist methodologisch wichtig, denn die Wahrheit von Theo-
rien impliziert keineswegs ihre Anwendbarkeit in allen Raum-Zeit-Gebieten, ein 
Umstand, dessen Nichtbeachtung zu Mißverständnissen führen kann, vor allen zu 
unnötigen Zugeständnissen an den Historismus, der von Eucken mit Recht kriti-
siert wurde.  
Das „Denken in Modellen“, das in der von Eucken vertretenen Methodologie 
– wie übrigens auch in anderen ökonomischen Ansätzen – eine große Rolle spielt, 
ist an sich ebenfalls akzeptabel. Die Konstruktion von Modellen zur Erklärung 
bestimmter Zustände, Prozesse oder Ereignisse gehört zu den Eigenheiten der na-
turwissenschaftlichen Denkweise, und es besteht kein Grund, sie nicht auch in 
sozialwissenschaftlichen Erklärungsversuchen zu praktizieren. Nur gegen die Art 
und Weise, in der Eucken diese Methode erläutert hat, sind meines Erachtens Be-
denken angebracht, auf die ich aber hier nicht eingehen möchte.
11 
Mit der Suche nach adäquaten Erklärungen ist nur eines der Ziele genannt, die 
Eucken und mit ihm die Freiburger Schule zu erreichen suchten. Außerdem woll-
te diese Schule bekanntlich einen Beitrag zur Lösung wichtiger praktischer Pro-
bleme leisten, vor allem zur Gestaltung einer adäquaten sozialen Ordnung auf der 
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse. Dazu war es nötig, die für eine sol-
che Aufgabe relevanten Resultate der wissenschaftlichen Forschung in eine ge-
eignete Form zu bringen und sie in wirksamer Weise in die politische Diskussion 
einzubringen.  
Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, schien eine Verbindung von National-
ökonomie und Jurisprudenz notwendig zu sein, denn die ordnungspolitische Kon-
zeption, die im Rahmen des Freiburger Ansatzes erarbeitet wurde, mußte in einer 
entsprechenden Gesetzgebung zum Ausdruck kommen, um praktisch wirksam zu 
werden. Sie mußte zu einer „rechtsschöpferischen Leistung“ werden, wie es im 
Titel des berühmten Böhmschen Buches heißt.
12  
Es ist mit Recht darauf hingewiesen worden, daß Euckens praktische Umset-
zung ökonomischer Erkenntnisse nicht nur ein „Denken in Ordnungen“, sondern 
darüber hinaus ein „Denken in Verfassungen“ involvierte
13, denn bestimmte Ord-
nungsgrundsätze mußten offenbar in der Verfassung eines Landes verankert sein, 
damit die jeweils angestrebte Ordnung des Wirtschaftsgeschehens zustande ko-
mmen konnte. Eine wichtige Aufgabe der Nationalökonomie sah Eucken daher 
darin, „brauchbare Ordnungsgrundsätze für den Aufbau von leistungsfähigen 
Wirtschaftsverfassungen – international und einzelstaatlich – zu entwickeln und 
für alle Teile der Wirtschaftspolitik fruchtbar zu machen“
14. 
Er war aber keineswegs der Auffassung, daß man das Problem der Herstellung 
einer adäquaten Wirtschaftsordnung lösen könne, ohne die staatliche Ordnung 
des betreffenden Gemeinwesens zu berücksichtigen. Er spricht vielmehr aus-
drücklich von einer Interdependenz dieser beiden Ordnungen und davon, daß „die 
                                                 
11 Vgl. dazu auch Albert (1998), sowie Meyer (2002) und Schmid (2002). 
12 Vgl. Böhm (1937). 
13 Vgl. dazu Hansjürgens (2002), siehe auch Grossekettler (2002: 235 ff.). 
14 Vgl. dazu Eucken (1947: 375).  4
Frage nach dem Aufbau eines Staates nur so gestellt werden“ könne, „daß die 
Probleme der Staatsordnung und der Wirtschaftsordnung in Zusammenhang ge-
bracht werden“. An anderer Stelle spricht er sogar von der „Interdependenz der 
Wirtschaftsordnung mit allen anderen Lebensordnungen“, die, wie er später sagt, 
„ein wesentlicher Tatbestand des Lebens und gerade des modernen Lebens“ sei
15. 
Die Rede von der Interdependenz dieser Ordnungen unterstellt offenbar die Exi-
stenz von Wirkungszusammenhängen und damit die von Gesetzmäßigkeiten, die 
zu berücksichtigen sind, wenn man bestrebt ist, solche Ordnungen herzustellen. 
So spricht Eucken davon, daß im Rahmen bestimmter Bedingungskonstellationen 
eine Notwendigkeit herrscht, „die durch die Sätze der ökonomischen Theorie 
aufgedeckt wird“, daß aber die Transformation von Ordnungen in andere Ord-
nungen „lediglich wahrscheinlich“ sei und „lediglich in der Richtung erwartet 
werden könne“. Ob er dabei an stochastische Gesetze dachte, ist mir nicht klar 
geworden. Jedenfalls spricht er davon, „daß gewisse Ordnungsformen bestimmte, 
wissenschaftlich erkennbare Tendenzen auslösen, in andere Ordnungsformen ü-
berzugehen“
16. Das kann als ein Hinweis auf das wichtige Problem der Stabilität 
solcher Ordnungen betrachtet werden. 
Die Existenz von Gesetzmäßigkeiten in diesem Bereich hat aber zur Folge, 
daß die Herstellung von Ordnungen bestimmten Einschränkungen unterliegt, die 
durch wissenschaftliche Forschung zu eruieren wären. Ein wichtiges Problem, 
das sich daraus ergibt, ist demnach das der realen Kompatibilität der betreffenden 
Ordnungen und damit gleichzeitig das ihrer Realisierbarkeit
17, denn logisch, theo-
retisch oder faktisch inkompatible Ordnungen sind offenbar nicht gleichzeitig re-
alisierbar. Dieses Problem hat in der Diskussion um eine adäquate soziale Ord-
nung seit langer Zeit eine zentrale Rolle gespielt. Man denke etwa an die Frage, 
inwieweit Demokratie und Planwirtschaft miteinander vereinbar sind.
18 Ich werde 
darauf zurückkommen. Außerdem scheint es nahezuliegen, daß die wirtschaftli-
che Ordnung eines Gemeinwesens ebenso wie seine Staatsordnung einer Veran-
kerung in der staatlichen Verfassung bedarf. Daß Eucken diese Ansicht vertrat, 
ist mit Recht betont worden.
19 
                                                 
15 Vgl. dazu Eucken (1952/1990: 14, siehe auch 180–184); vgl. dazu auch Böhm (1946/1960: 
46–68), wo der Verfasser im Zusammenhang mit einer durchschlagenden Kritik an Adolf Arndts 
Forderung nach einer Wirtschaftsdemokratie die Bedeutung des Zusammenhanges zwischen 
Wettbewerbsordnung, Freiheit und Demokratie herausstellt. 
16 Vgl. dazu Eucken (1952/1990: 216). 
17 Zur Kompatibilitätsproblematik und ihrer praktischen Bedeutung vgl. Albert (1960: insb. 
223–226).  
18 Vgl. dazu schon Kelsen (1920/1965). 
19 Vgl. Grossekettler (2002: 236). Grossekettler weist in diesem Zusammenhang darauf hin, 
daß das Grundgesetz der Bundesrepublik das nicht leistet, weil man sich im Jahre 1949 nicht über 
die Wirtschaftsordnung einigen konnte, und daß dieser Umstand erheblich dazu beigetragen habe, 
„daß die Soziale Marktwirtschaft in einen nicht nachhaltig finanzierbaren Wohlfahrtsstaat abge-
glitten ist“. Die Bedeutung dieses Problems für unsere heutige Situation bedarf wohl keiner Erläu-
terung.  5
Mit der Suche nach einer adäquaten Ordnung hat Eucken ohne Zweifel ein 
normatives Problem ins Auge gefaßt. Damit hat er offenbar vorausgesetzt, daß 
die Nationalökonomie als Wissenschaft geeignet ist, einen positiven Beitrag zur 
Lösung normativer Probleme zu leisten. Das wird heute, soweit ich sehe, von 
keiner Seite bestritten. Es ist aber immer noch üblich, Bemühungen dieser Art als 
Verletzungen des von Max Weber formulierten Prinzips der Wertfreiheit der 
Wissenschaft anzusehen und daraus die Konsequenz zu ziehen, die Nationalöko-
nomie sei gerade wegen ihrer Aufgabe, zur Lösung solcher Probleme beizutra-
gen, genötigt, dieses Prinzip beiseitezuschieben.
20 Zur Lösung normativer Pro-
bleme, so wird angenommen, benötige man eine normative Wissenschaft. Diese 
Auffassung beruht wohl teilweise auf einem Mißverständnis der Weberschen Lö-
sung der Wertproblematik, teilweise auch auf mangelnder Einsicht in die Mög-
lichkeiten der positiven Wissenschaft. Da ich dieses Problem an anderer Stelle 
ausführlich behandelt habe
21, begnüge ich mich hier mit dem Hinweis darauf, daß 
der Beitrag der positiven Wissenschaft zur Lösung normativer Probleme stets 
durch die Formulierung geeigneter sozialtechnologischer Aussagensysteme gelei-
stet werden kann. Die in Frage kommenden Wertgesichtspunkte sind dabei in 
Leistungsmerkmale derjenigen institutionellen Gebilde zu transformieren, die be-
urteilt werden sollen. 
Für unsere Zwecke ist es zwar nicht wichtig festzustellen, inwieweit Eucken 
sich dieses Verfahrens bedient hat. Ich habe aber den Eindruck gewonnen, daß 
sich seine Aussagen zu diesen Problemen ohne weiteres in dieser Weise auffas-
sen lassen.
22 Seine Frage lautete nämlich: „Wie kann der modernen industriali-
sierten Wirtschaft eine funktionsfähige und menschenwürdige Ordnung gegeben 
werden?“ Soweit ich sehe, ist das eine sozialtechnologische Fragestellung, in der 
gleichzeitig implizit auf mindestens zwei Adäquatheitskriterien bezug genommen 
wird. Mit der Funktionsfähigkeit hatte Eucken anscheinend ein Kriterium im Vi-
sier, das den in der Neoklassik diskutierten Effizienzkriterien entspricht. Und ob 
eine Ordnung menschenwürdig ist, hing seiner Auffassung nach vor allem davon 
ab, inwieweit sie mit der Freiheit der Mitglieder der betreffenden Gesellschaft 
vereinbar ist. Daß er Grund hatte, auf dieses Kriterium besonderen Wert zu legen, 
hängt mit den historischen Erfahrungen zusammen, auf die ich zu Beginn meines 
Vortrags eingegangen bin.  
Seiner eigenen Lösung der Ordnungsproblematik schickt Eucken eine theore-
tisch unterbaute Analyse der Erfahrungen voraus, die seit Beginn des 19. Jahr-
hunderts in ordnungspolitischer Hinsicht gemacht wurden. Er untersucht die un-
terschiedlichen Arten von Ordnungen, die in dieser historischen Epoche unter 
verschiedenen Bedingungen zustande gekommen waren, unter den beiden er-
wähnten Wertgesichtspunkten und suchte Fehlentwicklungen und ihre Ursachen 
                                                 
20 Auch Eucken glaubte die Max Webersche Auffassung zurückweisen zu müssen, soweit es 
um die „Gestaltung“ der Wirklichkeit geht; vgl. Eucken (1952/1990: 341). 
21 Vgl. dazu Albert (2000: II. Kapitel „Werturteil, Recht und soziale Ordnung. Zur Kritik des 
Normativismus und der reinen Jurisprudenz“). 
22 Vgl. dazu Kliemt (1992).  6
zu identifizieren.
23 Dabei unterscheidet er zwei historische Phasen, deren erste, 
die bis zum ersten Weltkrieg reicht, durch eine Politik des Laissez-faire und de-
ren zweite durch wirtschaftspolitische Experimente gekennzeichnet ist. 
Dann kehrt er zu seinem Problem zurück, um es genauer zu charakterisieren. 
Und seine Erläuterung dieses Problems macht deutlich, daß er für die Beurteilung 
der Funktionsfähigkeit der anzustrebenden Ordnung zumindest implizit auf die 
Fiktion eines einheitlichen Wertsystems der Gesellschaft zurückgreift, die in ei-
ner idealen Wirtschaftsrechnung zum Ausdruck kommen würde.
24 Diese Fiktion, 
die ein Urteil über die adäquate Bewältigung des Knappheitsproblems ermögli-
chen soll, ist aber mit den individualistischen Voraussetzungen des ökonomi-
schen Denkens unvereinbar, die auch bei Eucken zu finden sind.
25  
Was die zweite Adäquatheitsbedingung für die anzustrebende Ordnung an-
geht, so wird sie von Eucken im Zusammenhang mit dem Problem der wirtschaft-
lichen Macht behandelt.
26 Er knüpft dabei an die Kantsche Philosophie an und 
weist auf die „dreifache Bedrohung der Freiheit durch private Macht der Markt-
Gegenseite, durch das Kollektiv und durch den Staat“ hin, „der sich mit privaten 
Machtkörpern verbindet“. Diese Bedrohung mache sich heute in allen Ländern 
geltend, eine Entwicklung, die durch starke geistige Bewegungen im derselben 
Richtung unterstützt werde. Die Frage, wie in der heutigen Wirtschaft die Freiheit 
der Person zu retten sei, führe, so meint er, zum wirtschaftlichen Ordnungspro-
blem, denn „je nach der Wirtschaftsordnung – also je nach der Art der Wirt-
schaftslenkung –„ seien „Freiheitssphäre und Selbstbestimmungsrecht der Men-
schen verschieden“. 
Seine spätere Analyse zeigt aber meines Erachtens, daß Eucken außer den bei-
den erwähnten weitere Gesichtspunkte für die Beurteilung von Ordnungen ins 
Auge faßt, zum Beispiel den der Verteilungsgerechtigkeit, den der sozialen Si-
cherheit und den der Stabilität.
27 Er sucht nur nachzuweisen, daß durch die Her-
stellung einer funktionierenden Wettbewerbsordnung auch die Probleme gelöst 
werden können, die in der modernen Industriegesellschaft in dieser Hinsicht ent-
standen sind.  
Was das Problem der Stabilität angeht, so nimmt Eucken offenbar an, daß es 
nur zwei Ordnungen gibt, die unter diesem Gesichtspunkt in Betracht kommen, 
nämlich die Zentralverwaltungswirtschaft und die Wettbewerbsordnung. Alle 
Zwischenlösungen seien „unstabil“, also Ordnungen mit „Tendenz zur Transfor-
mation“. Das ist ein Ergebnis seiner theoretisch unterbauten historischen Analyse 
                                                 
23 Eucken (1952/1990: 26–154). 
24 Diese „kommunistische Fiktion“, wie sie von Gunnar Myrdal genannt wurde, ist in der öko-
nomischen Tradition verwurzelt. Sie hat im 20. Jahrhundert zur Entwicklung der neoklassischen 
Wohlfahrtsökonomie geführt; vgl. dazu den Abschnitt „Das Effizienzproblem in der Debatte um 
die Sozialordnung“, in: Albert (1986: 80–87). 
25 Vgl. dazu James M. Buchanans Arrow-Kritik in seinem Beitrag „Social Choice, Democra-
cy, and Free Markets“ (Buchanan 1960: 75–89) und Albert (1954/1972: 66–83). 
26 Vgl. Eucken (1952/1990: 169–179). 
27 Vgl. Eucken (1952/1990: 186 u. 197 ff.).  7
auf dem Hintergrund seiner Morphologie der Wirtschaftsordnungen. Dieser Mor-
phologie zufolge wurde bisher nur eine begrenzte Anzahl von solchen Ordnungen 
realisiert.
28 
Aber es geht hier, wie er mit Recht sagt, um alle möglichen – und das heißt 
hier: alle realisierbaren – Ordnungsformen, nicht nur um die bisher realisierten. 
Und in dieser Hinsicht konstatiert er die fundamentale Tatsache, „daß es nur ganz 
wenige mögliche Ordnungstypen gibt, in welchen der moderne Wirtschaftsprozeß 
gelenkt werden kann“
29. Und die neue, bisher nicht realisierte, aber mögliche 
Ordnungsform, auf die es ihm hier ankommt, ist die Wettbewerbsordnung, die 
Ordnung, in der die Marktform der „vollständigen Konkurrenz“ dominiert.
30 Sie 
ist seiner Auffassung nach die einzige Alternative, die bisher nie vollkommen re-
alisiert war.  
Wie man sieht, wird dabei die Vollständigkeit seiner Morphologie möglicher 
Ordnungen unterstellt. Diese Vollständigkeit scheint eine Sache der Logik zu 
sein, wenn der Euckensche Begriffsapparat vorausgesetzt wird. Daß dieser Appa-
rat es erlaubt, alle ordnungsrelevanten Merkmale zu identifizieren, ist natürlich 
nicht selbstverständlich. Die Wettbewerbsordnung ist aber nach Eucken nicht nur 
die einzige bisher nie vollkommen realisierte Ordnung, sondern außerdem die 
einzige, die alle Adäquatheitsbedingungen zu erfüllen in der Lage ist, die er für 
die komparative Bewertung möglicher Ordnungen voraussetzt. 
Wie aber läßt sich diese Ordnung verwirklichen? In dieser Hinsicht macht Eu-
cken mit Recht darauf aufmerksam, daß es in jedem Land „andere Ausgangssi-
tuationen, andere Machtkonstellationen, andere Möglichkeiten der Wirtschaftspo-
litik und andere Einzelaufgaben“ gibt, so daß „ganz verschiedenartige konkrete 
Maßnahmen notwendig“ sind, um dieses Ziel zu erreichen.
31 Die dazu erforderli-
che Gesetzgebung muß sich also nach der jeweils vorliegenden historischen Si-
tuation richten. Dennoch sei es notwendig, eine solche Gesetzgebung auf grund-
sätzliche Überlegungen zu stützen und eine „punktuelle Wirtschaftspolitik“ zu 
vermeiden. Aus seinen Betrachtungen zur Interdependenz ergibt sich nach   
Eucken nämlich eine wichtige Konsequenz für ein erfolgreiches wirtschaftspoliti-
sches Handeln. Es handelt sich dabei um die Maxime, daß jeder solche Akt 
„rechtzeitig in seiner unmittelbaren Wirkung auf Wirtschaftsordnung und Wirt-
schaftsprozeß, in seinen Tendenzen zur Veränderung der Wirtschaftsordnung, die 
er auslösen kann, und drittens in seiner Weiterwirkung auf andere Ordnungen ge-
sehen werden“ sollte. Das sei ein fundamentales Prinzip der Wirtschaftspolitik. 
Man sieht, daß hier das von mir schon erwähnte Problem der faktischen Kompa-
tibilität auftaucht. 
Im Hinblick auf die Realisierung einer Wettbewerbsordnung unterscheidet 
Eucken zwischen Prinzipien des wirtschaftspolitischen Handelns und ihrer An-
                                                 
28 Vgl. Eucken (1952/1990: 198 u. 243). 
29 Vgl. Eucken (1952/1990: 245). 
30 Vgl. Eucken (1952/1990: 246–249), wo er diese „exakt definierbare“ Marktform charakteri-
siert. 
31 Vgl. Eucken (1952/1990: 251).  8
wendung in einer konkreten historischen Situation. Die Prinzipien seien notwen-
dig, so meint er „damit die einzelnen wirtschafspolitischen Akte sinnvoll in-
einandergreifen“, ihre Anwendung aber stelle „eine besondere Leistung dar“ und 
sie müsse „jeweils von Fall zu Fall“ durchdacht werden. Aber auch die Anwen-
dung der für eine Wettbewerbsordnung konstitutiven Prinzipien sei nicht hinrei-
chend, weil damit zu rechnen sei, daß nicht überall vollständige Konkurrenz her-
stellbar sei und daß trotz vollständiger Konkurrenz gewisse Mängel auftreten 
könnten, die nur durch Anwendung geeigneter regulierender Prinzipen zu bewäl-
tigen seien.
32 Die These, daß die Euckensche Marktform der vollständigen Kon-
kurrenz notwendige Voraussetzung für einen Leistungswettbewerb ist, der zu ei-
ner funktionierenden Wettbewerbsordnung gehört, ist allerdings problematisch.
33 
 Zu den konstituierenden Prinzipien
34 zählen außer dem Grundprinzip der Her-
stellung eines funktionsfähigen Preissystems vollständiger Konkurrenz ein Prin-
zip der Währungsverfassung, das die Stabilisierung des Geldwertes garantiert, 
das Prinzip der Öffnung der Märkte, das des Privateigentums an den Produkti-
onsmitteln, das der Vertragsfreiheit, das der Haftung der für Pläne und Handlun-
gen Verantwortlichen und das der Konstanz der Wirtschaftspolitik. Die regulie-
renden Prinzipien
35 beziehen sich auf die Monopolkontrolle, die Korrektur der 
ungleichen Verteilung der Kaufkraft, die Beseitigung von Mängeln auf Grund ex-
terner Effekte und die Vermeidung anomaler Marktreaktionen. Auch sozialpoliti-
sche Probleme lassen sich, wie Eucken feststellt, im Rahmen einer solchen Ord-
nung lösen.
36 Um eine adäquate Wirtschaftsverfassung zu realisieren, muß 
natürlich, wie er ausdrücklich feststellt, nicht nur die Gesetzgebung, sondern auch 
die Rechtsprechung und die Verwaltung ihre Entscheidungen im Sinne dieser 
Prinzipien treffen.
37 
Eucken stellt nun aber die weitere Frage, wer die von ihm bevorzugte Wirt-
schaftsordnung verwirklichen soll, und stellt in diesem Zusammenhange fest, daß 
die Ordnung des Staates ebenso eine Aufgabe sei wie die der Wirtschaft. „Die 
ganze Gefahr eines totalitären Staates muß in der gleichen Weise gesehen werden 
wie die Notwendigkeit eines stabilen Staatsapparates, der genug Macht besitzt, 
um bestimmte, genau umschriebene Ordnungsaufgaben zu erfüllen“. Der heutige 
Staat aber sei wegen der Interdependenz dieser Ordnung und der Staatsordnung 
dazu nicht ohne weiteres in der Lage.
38 Um ihn als ordnende Potenz aktionsfähig 
zu machen, müsse seine Politik, so meint er, „darauf gerichtet sein, wirtschaftli-
che Machtgruppen aufzulösen oder ihre Funktionen zu begrenzen“. Und seine 
wirtschaftspolitische Tätigkeit sollte „nicht auf die Lenkung des Wirtschaftspro-
zesses“, sondern „auf die Gestaltung der Ordnungsformen der Wirtschaft gerich-
                                                 
32 Vgl. Eucken (1952/1990: 252 f.). 
33 Vgl. dazu Vanberg (2001: 46 ff.). 
34 Vgl. Eucken (1952/1990: 254–291). 
35 Vgl. Eucken (1952/1990: 291–304). 
36 Vgl. Eucken (1952/1990: 312–324). 
37 Vgl. Eucken (1952/1990: 306 ff.). 
38 Vgl. Eucken (1952/1990: 325–338).  9
tet sein“. Mithin seien beide Ordnungen nur Teile einer Gesamtordnung, deren 
Aufbau „in einem Zuge in Angriff zu nehmen“ sei. 
Diese Antwort scheint aber, wie man leicht sieht, die Lösung des Problems 
nicht zu erleichtern. Daher sucht Eucken nach weiteren möglichen Trägern eines 
Umbaus dieser Gesamtordnung und stößt dabei auf die Bedeutung geistiger Be-
wegungen für den Gang der Geschichte, wie sie sich zum Beispiel im 17. und 18. 
Jahrhundert im Einfluß des rechtsstaatlichen Denkens gezeigt habe.
39 Einen ähn-
lichen Einfluß könne heute, so meint er, die Nationalökonomie spielen, soweit sie 
auf Grund der Aufdeckung der betreffenden Zusammenhänge zu zeigen in der 
Lage sei, welche Ordnungsformen für die moderne industrialisierte Welt in Be-
tracht kommen. Dazu müsse sie das ordnungspolitische Problem aufwerfen und 
„unter Überwindung der Vorurteile eine ordnende Potenz ... werden“. Auch den 
Kirchen, meint er, könne eine solche Rolle zufallen, soweit sie in der Lage sind, 
bestimmte Vorurteile gegen eine Wettbewerbsordnung zu überwinden.
40 
Nur eine solche Ordnung sei in der Lage, Einzelinteresse und Gesamtinteresse 
in Übereinstimmung zu bringen.
41 Nur in ihr könne sich die ökonomische Sach-
gesetzlichkeit und gleichzeitig ein sozialer und ethischer Ordnungswille zur Gel-
tung bringen.
42 Noch aber fehle es in allen Ländern „an einer Führungsschicht, 
die begriffen“ habe, „was die Wettbewerbsordnung“ sei: „nicht nur an sich als 
Ordnung der Wirtschaft, sondern als Bedingung für eine Ordnung der Gesell-
schaft, als großes Gegenbild, das man der totalitären Konzeption entgegensetzen“ 
könne. Es müsse „in das allgemeine Bewußtsein eingehen“, daß die damit getrof-
fene ordnungspolitische Entscheidung „für ganze große Lebensbereiche“ gelte. 
Dieser Hinweis bildet den Abschluß seines wirtschaftspolitischen Hauptwerkes.  
 
Wenn man sich nun fragt, worin die Leistung Euckens besteht, so wird man wohl 
die Antwort geben dürfen, daß sie vor allem darin besteht, daß er ein wichtiges 
theoretisches Problem entdeckt – oder genauer: wiederentdeckt – hat, nämlich 
das Problem, welche Bedeutung Ordnungen für den Ablauf bestimmter sozialer 
Prozesse haben, und darüber hinaus ein praktisches Problem von großer politi-
scher Bedeutung, das Problem, wie sich die betreffenden Erkenntnisse für die 
Gestaltung des sozialen Lebens verwerten lassen. Die Entdeckung dieses Pro-
blems ist natürlich den Klassikern des ökonomischen Denkens zu verdanken, 
aber es war in der neoklassischen und historistischen Phase dieses Denkens weit-
gehend in Vergessenheit geraten. Eucken ist jedenfalls eine neue Sicht der Pro-
blemsituation unter veränderten historischen Bedingungen zu verdanken. Die 
Entdeckung von Problemen ist aber sowohl für den Erkenntnisfortschritt als auch 
für die Entwicklung des sozialen Lebens oft von größerer Bedeutung als ihre Lö-
sung. 
                                                 
39 Vgl. Eucken (1952/1990: 340–346). 
40 Vgl. Eucken (1952/1990: 347–350). 
41 Vgl. Eucken (1952/1990: 350–368), wo er das zu zeigen sucht. 
42 Vgl. Eucken (1952/1990: 369–371).  10
Aber auch für die Lösung der beiden Probleme hat er und hat die Freiburger 
Schule Beiträge geleistet, an die man heute anknüpfen kann.
43 Er hat den Versuch 
gemacht, einen Beitrag zur Antwort auf die Frage nach den Bedingungen der 
Möglichkeit einer Ordnung der Freiheit in der heutigen Gesellschaft zu leisten. 
Diese an Immanuel Kant erinnernde Formulierung bietet sich auch deshalb an, 
weil er in dieser Hinsicht bewußt an das Kantsche Denken angeknüpft hat. Im 
Zusammenhang mit dem Problem der Stabilität hat Eucken auch das wichtige 
Problem der Transformation bestimmter sozialer Ordnungen in andere Ordnun-
gen in Angriff genommen, das uns seit einiger Zeit wieder beschäftigt, ohne daß 
wir mehr als Ansätze zur Lösung dieses Problems für bestimmte Teilbereiche ge-
funden hätten. Gerade auch die heutige politische Situation macht es meines Er-
achtens dringend erforderlich, auf das Ordnungsdenken der Freiburger Schule zu-
rückzukommen. 
Was immer man im einzelnen zu den Problemlösungen sagen mag, die Walter 
Eucken in seinem Buch „Grundsätze der Wirtschaftspolitik“ vorgeschlagen hat, 
ich glaube, daß man daher dem Urteil zustimmen kann, zu dem Friedrich A. Lutz 
in seinem Nachwort zu diesem Buch gekommen ist: „Die Weite der Konzeption, 
die strenge Beschränkung auf das Grundsätzliche und die darin spürbare leiden-
schaftliche Anteilnahme am Schicksal der Menschen machen das Buch zu einem 
einzigartigen Werk. ... Es ist dazu berufen, einen nachhaltigen Einfluß auf wirt-
schaftspolitische Gedanken und Taten auszuüben.“
44 
 
Daß die theoretischen Auffassungen und die ordnungspolitischen Vorschläge der 
Gründer der Freiburger Schule auf Grund späterer Forschungsergebnisse der Er-
gänzung und teilweise auch der Revision bedürfen, bedarf keiner besonderen Be-
tonung. Zwar hatte Eucken nicht nur den Historismus im ökonomischen Denkens 
überwunden, sondern auch einen theoretischen Institutionalismus vertreten, der 
die Bedeutung rechtlicher Regelungen für den Wirtschafstablauf betonte, aber es 
war ihm nicht gelungen, ein theoretisches Instrumentarium auszuarbeiten, mit 
dem die von ihm in Angriff genommenen Probleme bewältigt werden konnten. 
Ein solches Instrumentarium war allerdings auch im neoklassischen Denken nicht 
zu finden. 
Das für die neoklassische Ökonomik zentrale Walrasianische Forschungspro-
gramm – das „an der Gleichgewichtsmechanik orientierte Paradigma“
45 – ope-
rierte gewissermaßen in einem institutionellen Vakuum und war mit einer Versi-
on der Wertlehre verbunden, die den Charakter einer Entscheidungslogik und 
nicht einer für Erklärungen geeigneten Verhaltenstheorie hatte. Und auch das an 
Marshall anknüpfende Programm war in dieser Hinsicht von ähnlicher Art. Auch 
                                                 
43 Vgl. dazu Vanberg (2001: 41 f.). 
44 Vgl. Friedrich A. Lutz „Walter Euckens Beitrag zur Nationalökonomie: Die Idee der Wirt-
schaftsordnung“, Nachwort in: Eucken (1952/1990: 381–386). 
45 Vgl. Vanberg (2003: 118 f.).  11
nach dem zweiten Weltkriege dominierte, wie Viktor Vanberg festgestellt hat, 
„das neoklassische Paradigma das Fach, insbesondere in den Lehrbüchern“
46. 
Zwar hatte sich Walter Eucken in seiner Theorie in mancher Hinsicht von die-
sem Paradigma gelöst, vor allem durch seinen institutionalistischen Ansatz und 
durch seine Betonung der Bedeutung der Freiheit für die soziale Ordnung. Aber 
andererseits enthielt seine Marktformenlehre, in der das Konkurrenzgleichge-
wicht eine positive und sogenannte gleichgewichtslose Marktformen eine negati-
ve Rolle spielten, neoklassische Elemente. Und auch er verfügte noch nicht über 
eine Verhaltenstheorie, die an die Stelle der neoklassischen Entscheidungslogik 
hätte treten können. 
Erst durch Friedrich August von Hayek, der das Freiburger Erbe fortgeführt 
hat, kam der evolutorische Gesichtspunkt zum Zuge, der es ermöglichte, den the-
oretischen Institutionalismus durch eine Verhaltenslehre zu ergänzen, die mit der 
durch Darwin begründeten biologischen Sichtweise in Einklang zu bringen war.
47 
Es ist mit Recht darauf hingewiesen worden, daß „die Hayeksche evolutorische 
Sicht und die Euckensche ordnungspolitische Perspektive“, wenn man sie in 
plausibler Weise deutet, „einander in sinnvoller Weise ergänzen können“
48. In 
diesem Zusammenhang ist natürlich auch der konstitutionsökonomische Ansatz 
James Buchanans zu nennen, der in letzter Zeit in das Freiburger Erbe einge-
bracht wurde
49 und dessen Vereinbarkeit mit dem Hayekschen Evolutionismus 
vor mehr als zwanzig Jahren gezeigt wurde.
50 So ist das Freiburger Erbe heute 
durch die Synthese von Gesichtpunkten der Gründer dieser Schule, der evolutio-
nistischen Konzeption Hayeks und des Buchananschen Konstitutionalismus zu 
charakterisieren. 
Wir hatten gesehen, daß Eucken von einer Interdependenz der Ordnungen 
spricht und daß er genötigt war, auch der Staatsordnung seine Aufmerksamkeit zu 
widmen und darüber hinaus die Rolle der Wissenschaft und anderer Faktoren in 
seine Betrachtung der ordnungspolitischen Problematik einzubeziehen. Nun hat 
die neuere Entwicklung des ökonomischen Denkens bekanntlich dazu geführt, die 
auf die Klassik zurückgehende ökonomische Tradition als allgemeines For-
schungsprogramm für die theoretischen Sozialwissenschaften aufzufassen
51, wie 
es vor allem Ludwig von Mises, einer der ersten und schärfsten Kritiker der 
Planwirtschaft vorgeschlagen hat.
52 
                                                 
46 Vanberg (2003: 119). Und im neoklassischen Denken ist wohl auch der Modell-Platonismus 
noch teilweise erhalten geblieben, den ich früher einmal scharf kritisiert habe; vgl. Albert (1998: 
108–142 u. passim). 
47 Vgl. dazu Vanberg (2004a). 
48 Vgl. Vanberg (2003: 136). 
49 Vgl. dazu Buchanan (1984), Brennan und Buchanan (1993), Vanberg (1994) und (2001). 
50 Vgl. Vanberg (1981). 
51 Vgl. dazu Albert (1979); vgl. auch Vanberg (2004). 
52 Zu Mises vgl. meinen Beitrag „Ist der Sozialismus unvermeidbar? Historische Prophetie 
und die Möglichkeiten der Wissenschaft“, in: Albert (1986: 60-103).  12
Das bedeutet unter anderen, daß dieses Forschungsprogramm auch für die Er-
klärung von Vorgängen im Bereich der politischen Willensbildung, der Durchset-
zung politischer Entscheidungen und des Rechts in Betracht kommt, wie es seit 
einiger Zeit geschieht.
53 Und es bedeutet sogar, daß ein Erklärungsansatz dieser 
Art grundsätzlich auch für den Bereich der Wissenschaft nicht ausgeschlossen 
werden kann.
54 Die Wissenschaftslehre hat also, soweit sie sich das Ziel setzt, 
Forschungsprozesse zu erklären oder ordnungspolitische Probleme in diesem Be-
reich zu behandeln, Anlaß, auf in diesem Programm enthaltene Ansätze zurück-
zugreifen.
55 
Wenn man das Freiburger Erbe unter diesem Gesichtspunkt ins Auge faßt, so 
wird man sagen können, daß es nicht nur ein Erkenntnisprogramm enthält, das 
die Erklärung sozialer Phänomene aus allen Bereichen involviert, sondern dar-
über hinaus ein Programm für die Lösung ordnungspolitischer Probleme aller Art 
und damit für die Entwicklung einer sozialtechnologischen Disziplin, einer zur 
Beratung geeigneten rationalen Jurisprudenz
56, in deren Rahmen Verfassungs-
probleme für alle Bereiche des sozialen Lebens unter den dafür in Frage kom-
menden Wertgesichtspunkten behandelt werden können.
57 Angesichts der Vielfalt 
der historischen Bedingungen und ihrer permanenten Veränderung ist das aller-
dings wohl eine unendliche Aufgabe. 
Inwieweit diese Art von Jurisprudenz für unsere heutigen Juristen von Interes-
se ist, deren Denken eher hermeneutischen als sozialtechnologischen Gesichts-
punkten folgt, möchte ich dahingestellt sein lassen. Die Idee einer Jurisprudenz, 
die es sich zur Aufgabe macht, zur Lösung von Ordnungsproblemen beizutragen 
und in diesem Sinne rechtsschöpferische Leistungen im Böhmschen Sinne ins 
Auge zu fassen, scheint heute, wenn ich recht sehe, in der Rechtswissenschaft nur 
auf geringe Resonanz zu stoßen. 
Und schließlich ist als wichtige Aufgabe einer ordnungspolitisch orientierten 
Ökonomik im Sinne des Freiburger Erbes noch die Aufklärung aller von den 
Wirkungen politischer Maßnahmen auf ihre Lebenssituation betroffenen Bürger 
über diese Wirkungen zu nennen.
58 Dazu gehört natürlich auch die Kritik von  
Ideologien, die geeignet sind, Illusionen zu erzeugen, die der Verschleierung sol-
cher Wirkungen dienen. 
 
                                                 
53 Vgl. die Hinweise in Vanberg (2004). 
54 Auch sie ist ja eine der Lebensordnungen, von denen bei Eucken die Rede ist. Auch ihre 
Ordnung muß daher, wenn man Eucken folgt, kompatibel mit den anderen Ordnungen eines Ge-
meinwesens sein. 
55 Vgl. dazu Albert (1978: 52–59) und Max Albert (2002) und (2004). 
56 Vgl. dazu Albert (1994) und darin insb. das VI. Kapitel „Hermeneutik, Jurisprudenz und so-
ziale Ordnung: Das Recht als soziale Tatsache und der Charakter der Rechtswissenschaft“. 
57 Vgl. dazu Gemtos (2003). Meines Erachtens ist auch die von Gemtos erwähnte dritte Art 
der Verbindung juristischer und ökonomischer Analyse mit meiner Auffassung vereinbar, da in 
ihr die in Frage kommenden Wertgesichtspunkte berücksichtigt werden. 
58 Vgl. dazu Kliemt (1992: 49–56).  13
Damit komme ich zurück auf die Bedeutung der Freiburger Schule für die Kritik 
an den totalitären Versuchungen, die die Menschheit im vorigen Jahrhundert in 
politische und moralische Katastrophen gestürzt haben und die vor allem auch 
mit einem Denken zusammenhängen, das in diametralem Gegensatz zum ord-
nungspolitischen Denken dieser Schule steht. Vor allem die marxistische Illusion, 
daß man durch die Abschaffung des Privateigentums, des Marktes und des Gel-
des den Aufbau einer Gesellschaft erreichen könne, in der, wie es im kommuni-
stischen Manifest heißt, „die freie Entwicklung eines Jeden, die Bedingung für 
die freie Entwicklung Aller ist“
59, ist hier zu nennen. 
Noch in der Phase des Aufbaus der Bundesrepublik wurde von sozialistischer 
Seite mit der Forderung nach Verankerung der Planwirtschaft in der Verfassung 
praktisch eine Ordnung ins Auge gefaßt, die das extreme Gegenteil einer Wett-
bewerbsordnung ist. Und damals hat Franz Böhm deutlich auf die – natürlich 
keineswegs beabsichtigten – totalitären Konsequenzen eines solchen Unterneh-
mens hingewiesen.
60 Daß sich solche Bemühungen damals nicht durchsetzen 
konnten, ist vor allem der Freiburger Schule zu verdanken, die mit großem Nach-
druck für eine Verfassung der Freiheit eingetreten ist. Sie hatte sich schon in der 
Zeit der Herrschaft des Nationalsozialismus darum bemüht, die Grundlagen für 
die Einführung einer solchen Verfassung zu schaffen. Daher haben wir allen An-
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